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erläge zu Ar . 153 - er Karlsruher Zeitung .
Sonntag , 8 . Juni 1SOÄ .

Nach der Brüskirung .
Der „Süddeutschen Reichskorrespondenz "

wird aus Berlin geschrieben :
Nicht auf Unkenntnis;, nur auf Nichtbeachtung des

Standpunktes , den das preußische Staatsministerium in
der Frage der Agrarzölle geschlossen vertritt , kann der
Vorstoß der konservativen Partei des Abgeordnetenhauses
für eine Weitere Erhöhung dieser Satze über den Ent¬
wurf des Reichszolltarifs hinaus zürückgeführt werden.
Wenn es irgend welchen sachlichen Nutzen hätte , hier ein
Beschwerdeversahren zu eröffnen, so wären die preußi¬
schen Minister vollauf berechtigt, den Konservativen den
Vorwurf der „Brüskirung " zurückzugeben ; denn daß , wie
die „Post " annimmt , innerhalb der Regierung der kon¬
servative Antrag als eine solche aufgefaßt worden ist , kann
bestätigt werden : und die Gründe dafür brauchen nicht
nur in Umständen zu liegen, die bisher in der öffentlichen
Besprechung des konservativen Schachzuges zur Sprache
gekommen sind . Daß Graf Bülow als Reichskanzler
oder als Ministerpräsident Streit mit der Rechten gesucht
habe, ist schlechterdings nicht zu beweisen. Nach wie vor
bleibt er in Preußen wie im Reich der werthvollste Faktor
für die Förderung landwirthschaftlicher Interessen , denen
er auf die deutsche Handelspolitik einen entscheidenden
Einfluß eingeräumt hat , bis zu den Grenzen , die auch
Fürst Bismarck nicht überschritten haben würde .

Eine Aenderung des preußischen Bundesrathsvotums
in den grundlegenden Fragen der Tarifreform würde den
Rücktritt Preußens vom ^Kompromiß der Verbündeten
Regierungen , die Entbindung auch der übrigen Einzel¬
staaten von diesem Kompromiß und die Aufhebung der
Voraussetzungen bedeuten, die für den Bundesrathsbe¬
schluß iiber die Einbringung des Tarifentwurfs in den
Reichstag maßgebend waren . Es wäre , für die ver¬
fassungsmäßige Behandlung der Vorlage , ein Rückfall in
die Ungewißheit, die vor der Einigung im Bundesrath
bestand. Sachlich sind die agrarischen Mehrforderungen
nicht einfache Zusätze zu dem vereinbarten Entwurf , son¬
dern erstreben die Oktroyirung eines in seiner Grund¬
tendenz veränderten Gesetzes, eines Zolltarifs , der bei
der praktischen Anwendung aus einem Werkzeug der Han¬
delsvertragspolitik zu einer unübersteiglichen Schranke
gegen den Abschluß von Handelsverträgen werden müßte .

Will man im agrarischen Lager bei Forderungen stehen
bleiben, die Mir durch den Verzicht auf die vertrags¬
mäßige Sicherung unserer Ein - und Ausfuhrinteressen
zu erkaufen sind , so wäre dies allerdings eine offene Ab¬
sage an die Politik der Verbündeten Regierungen . Ist
man bereit, an der Seite der Regierungen jeden mit
Handesverträgen noch vereinbaren Vortheil für die Land-
wirthschaft durchzusetzen, dann muß der unnatürliche
Zustand beendet werden, daß die Vertreter der landwirth -
schaftlichen Interessen in vorderster Reihe und am wil¬
desten Sturm laufen gegen die Wälle einer Schutzpolitik,
die sie gegen die Angriffe der Linken entschlossen zu ver-
theidigen hätten . _

Das sächsische Wahlrecht.
G Dresden , 6 . Juni .

In der Zweiten Kammer ist es anläßlich der Schluß -
berathung über eine Anzahl auf Abänderung des bestehen¬
den Wahlrechts abzielender Eingaben zu einer ausge¬
dehnten Debatte gekommen , als deren wesentlichstes Er-
gebniß die von Staatsmininster v . Metzsch gegebene Er¬
klärung bezeichnet werden darf , „daß die Regierung für
absehbare Zeit es für unerläßlich anerkennt , am Wahl¬
gesetze Aenderungen eintreten zu lassen , aber zu einem
nicht zu schnellen Tempo räth . Sie empfiehlt jedermann ,
der daran Interesse hat , mizuwirken, mitzuarbeiten , mit¬
zudenken , damit sie seinerzeit in der Lage ist, wenn sie an
diese schwierige Aufgabe herantritt , von allen betheiligten
Seiten , auf deren Urtheil sie einen besonderen Werth legt,
auch die nöthigen Unterstützungen und Rathschläge zu
finden . Denn wenn ihr annehmbare , positive Vorschläge
gebracht werden, so werde die Regierung bereit sein , mit
an die Herstellung dieses Werkes, das große Schwierig¬
keiten in sich tragen wird , heranzutreten "

. Diese Erklä¬
rung , die der Minister an den Schluß einer längeren Rede
gesetzt hatte, war die Wirkung einer sehr ausgiebigen
Kritik, die in der Kammer von der linken Seite des Hau¬
ses an der Wahlrechtsänderung von 1896 geübt worden
war . Der Wunsch einzelner Stadtvertretungen , es möge
eine Vermehrung der städtischen Landtagswahlkreise in 's
Werk gesetzt werden, in Verbindung mit einer Eingabe ,
die von einer „Entrechtung der Arbeiter" durch das be¬
stehende Wahlgesetz sprach , gaben , zugleich mit einer vom
Verband der sächsischen Hausbesitzervereine und einer vom
Landesverband der evangelischen Arbeitervereine auf Ab¬
änderung des Wahlrechts hinzielenden Petition , den An¬
laß zur Aufrollung einer neuerlichen Wahlrechts¬
reform . Die Deputatton (Kammerkommission) hatte die
Eingabe der Hausbesitzer so aufgefaßt , daß die Petenten
die Schaffung neuer städtischer Wahlkreise und die Ueber-
weisung der letztereren ausschließlich an den städtischen
Haus - und Grundbesitz wollen . Diese Auffassung war ge¬
boten, weil die Petenten den Satz : „wodurch dem städ¬

tischen Haus - und Grundbesitz die Möglichkeit einer Ver¬
tretung durch Abgeordnete aus seiner Mitte geschaffen
werde"

, in das Gesuch selbst ausgenommen, nicht etwa
bloß zur Begründung des Gesuches mit verwendet haben.
Die Deputation war von vornherein darüber einig, daß
eine derartige Petition ; nicht in irgend einer Weise em¬
pfohlen werden könne . Es ist nach ihrer Ansicht völlig
ausgeschlossen , dem jetzigen Wahlgesetze eine Bestimmung
einzufügen, die die Bevorzugung eines einzelnen Er¬
werbs- oder Berufsstandes bezweckt . Die Deputatton
machte sich deshalb ohne weiteres einstimmig dahin
schlüssig, zu beantragen , daß diese Petition auf sich be¬
ruhen gelassen werde, und das Plenum stimmte diesem
Anträge ebenfalls geschlossen zu.

Bezüglich der Eingabe der Stadtvertretungen hatten
sich in der Deputation zwei Parteien gegenübergestanden.
Die Mehrheit lehnte das Verlangen nach anderweiter Ab¬
grenzung bezw . Vermehrung der städtischen Wahlkreise
u . a . aus dem Grunde ab, weil eine neue Abgrenzung
der Wahlbezirke wichtige prinzipielle Bestimmungen über
das Wahlrecht in sich schließen würde . Man würde der
Staatsregierung und auch dem Ansehen beider Stände¬
kammern schaden, wenn in der Ständeversammlung selbst
bereits wieder Beschlüsse gefaßt würden , die eine Ver¬
änderung des Wahlgesetzes bedeuten. Die Kammer würde
sich selbst dadurch bezüglich ihrer früheren Haltung ge¬
wissermaßen abfällig beurtheilen , und man würde im
Lande eine große Beunruhigung Hervorrufen. Die Min¬
derheit der Deputation war der Ansicht, daß es am ein¬
fachsten sein würde, die Reform der Wahlkreiseintheilung
mit einer Aenderung des Wahlrechts zu verbinden . Da
aber für die Wahlrechtsänderung nach der in der Depu¬
tatton abgegebenen Erklärung der Staatsregierung zur
Zeit eine bestimmte Aussicht nicht besteht , glaubt die Min¬
derheit der Deputation , wenigstens dem nach ihrer Auf¬
fassung berechtigten Empfinden weiter Kreise durch em¬
pfehlende Ueberweisung der städtischen Petition Ausdruck
geben zu sollen . Das Plenum der Kammer nahm mit 32
gegen 25 Stimmen den Antrag der Deputationsmehrheit
an . Auch die beiden anderen (oben bezeichnten ) Peti¬
tionen wurden in der Kammer abgelehnt .

Die allgemeine Debatte war sehr lebhaft . Der Abg .
RoIlfuß widerlegte die Befürchtung, es könnte zu einem
Ueberwiegen des städtischen Einflusses in den Ständen
kommen mit dem Hinweis, daß neben den acht Bürger¬
meistern als Vertreter der Großstätte 22 Vertreter des
Grundbesitzes , Rittergutsbesitzer, Sitz in der Ersten Kam¬
mer hätten . Die Verfassung gewährleiste, daß in der
Ersten Kammer unter 49 Mitgliedern 16 Proz . der Städte
und 45 Proz . des Landes bezw . des Grundbesitzes vorhan¬
den seien . Schon diese Thatsache, daß die überwiegende
Mehrheit die Vertretung des Grundbesitzes in der Ersten
Kammer sei, hätte dazu führen müssen , einen Ausgleich
in der Zweiten Kammer herbeizuführen. Er hoffe , daß
die Regierung , wenn sie das nöthige Material gesammelt
habe, zu einem gerechteren Wahlsystem kommen werde,
das dem Dreiklassenwahlsystem den plutokratischen Cha¬
rakter nehme, damit eine Versöhnung der drei Klassen,
insbesondere unter der Arbeiterschaft, angestrebt werden
könne . Der Abg . Or . Vogel hob hervor, daß an sich die
Verhältnisse keine natürlichen und gesunden seien , denn
die Eintheilung der Wahlkreise basire auf einer Bestim¬
mung , die über 70 Jahre zurückgehe . Wenn gesagt werde :
Wir erhalten bei einem anderen Wahlgesetz eine große
Masse von Sozialdemokraten , so meine er, wenn man 1896
beim alten Wahlgesetze geblieben und nur beim Zensus
den veränderten Geldverhältnissen Rechnung getragen
und vielleicht einigermaßen Rücksicht auf den Grundbesitz
und die geistige Bildung genommen hätte , wäre es
immer noch möglich gewesen, ein gesundes und doch nicht
ausschließendes Wahlgesetz zu schaffen . Der Abg. Beh¬
rens erklärte, das beängstigende Anwachsen der Sozial¬
demokratie habe 1896 eine Zwangslage geschaffen . Da¬
mals sei es Wohl richtig gewesen , da man etwas
Besseres nicht gehabt habe, das Gesetz anzunehmen . Ein
gründlich durchberathenes Gesetz sei es aber nicht, andere
Wahlsysteme seien damals ausgeschlossen gewesen . Das
Gesetz sei als ein Nothwehrgesetz entstanden . Er denke
nicht an die Wiedereinführung des alten Wahlrechts und
wünsche lieber ein Wahlrecht nach Berufsständen , da man
sich ja hauptsächlich mit wirthschaftlichen Fragen beschäf¬
tige . Der Abg . Härtwig betonte, es würde keine zu
große Verletzung der „heiligen" Rechte des Grundbesitzes
sein , wenn man den Städten eine größere Vertretung zu¬
gestehe, als bisher . Abg . Gräfe meint , ein Wahlgesetz ,
das nach Berufsständen geordnet sei, würde die wirth¬
schaftlichen Gegensätze noch verschärfen . Es gäbe ihm
immer einen Stich durch das Herz , wenn er die Vertretung
der Sonderinteressen iir der Kammer so scharf markirt
finde. Abg . Opitz , der sich mit aller Entschiedenheit
gegen die Einführung des allgemeinen, gleichen , geheimen
und direkten Wahlrechts ansspricht, erklärt , der Kammer
sei, als sie 1896 die Reform vorgenommen habe, nichts
ferner gelegen , als einen Akt der Feindseligkeit gegen die
Arbeiter zu begehen . Die Annahme, daß auch Sozial¬
demokraten noch gewählt werden könnten, habe sich an¬
scheinend nicht bewahrheitet. Aber bis jetzt seien diese
auch nicht mit voller Kraft in den Wahlkampf eingetreten .

Da sich die soziale und wirthschaftliche Entwickelung Sach¬
sens einseitig vollziehe , könne man gerade in der gegen¬wärtigen Vertretung ein Mittel sehen, eine Ueberstürzungder Entwicklung in etwas zu hemmen. Der Abg . Enke
hält das bestehende Wahlgesetz für äußerst verbesserungs¬
bedürftig . Es sei eine Thatsache , daß 80 bis 90 Proz .der Bevölkerung keinen Einfluß auf das Wahlergebnitz
hätten , das zeige die Zusammensetzungder Kammer . Aus
den Arbeiterkreisen, dem kleinen Mittelstand und dem
kleinen Beamtenthum sei nicht ein Vertreter in der Zwei¬ten Kammer . Der Abg . Hähnel wies der linken Seite
des Hauses ihren Schuldtheil an dem Gesetze von 1896 zu.
Nach dem Verlause der Debatte könne man zu der Ansichtkommen, als sei 1896 nur die rechte Seite des Hauses
für die Aenderung des Wahlrechts eingetreten . Indesdie hervorragendsten Führer der anderen Seite hätteneinen großen Antheil an dem Zustandekommen der Re¬
form gehabt ; wie hoch der Antheil eingeschätzt worden sei,habe er von Miquel zu hören Gelegenheit gehabt. Jetztwolle man das, was damals unter dem Drucke der Not¬
wendigkeit beschlossen worden sei , wieder beseitigen. . Aber
man werde dabei eine lächerliche Rolle spielen. Aus der
Rede des Herrn Staatsministers v . Metzsch sei nur noch
hervorgehoben, daß die Einfügung der Ergänzungssteuerin das direkte Wahlsystem ohnehin dazu führen muß ,
zum mindesten bezüglich der Wirkung der Staats -
steuern bei den Klassenabtheilungen eine Aenderung ein¬
treten zu lassen ; denn das Wahlgesetz von 1896 verlangt
für die Berechnung der Zugehörigkeit zu den Abthei¬
lungen der einzelnen Wahlklassen die Entrichtung einer
direkten Staatssteuer , gestattet aber als solche Steuern ,die in Betracht kommen , nur die Einkommensteuer und die
Grundsteuer . Es sei selbstverständlich recht und billig ,
daß , wenn man den Grundsatz im allgemeinen aufstellt ,
die Staatssteuer ist maßgebend auch für die Gestaltung
des Wahlrechtes, dann auch die nunmehr demnächst ein¬
zuführende dritte Staatssteuer , die sogenannte Ergän -
Zungssteuer, mit in Betracht kommt , und das werde
von selbst zu einer Aenderung des Wahl¬
gesetzes führen müssen .

Der Theaterneubau und der Staat.
^ Stuttgart , 6 . Juni.

In der Theaterangelegenheit ist dem Landtag nunmehreine Denkschrift zugegangen, worin das Material
zur Beurtheilung der Rechtslage hinsichtlich der Bau¬
pflicht zusammengestellt ist. Ihrerseits kommt die Denk¬
schrift zu dem Schluß , daß dem Staat die Pflicht zu-
fällt , durch Erstellung eines Neubaues für das abge¬brannte Hoftheater das Krongut wieder zu ergänzen , und
zwar in der Weise, wie es nach denheutigen Bedürft
nisten und Ansprüchen geboten und angemessen erscheint,lieber den Platz und die Art des Theaterneubaues , sowie
über die Deckung des Aufwands schweben noch Verhand¬
lungen zwischen den betheiligten Hof- und Staatsbehör -
den. Die Uebernahme erheblicherer Aufwendungen auf
die Staatskasse wird keinesfalls erfolgen ohne vorherige
Zustimmung der Stände . Anders als bei dem endgil -
tigen Ersatzbau liegen die Verhältnisse bezüglich des I n -
terimstheaters . Die Civillisteverwaltung vertrat
die Ansicht , daß auch hier eine Verpflichtung des Staates
vorliege , die Staatsregierung vermochte eine solche Ver¬
pflichtung nicht ohne weiteres als feststehend anzu¬
erkennen . Aus Rücksichten der Billigkeit und Zweckmäßig,
keit hat jedoch der Staat an den Kosten des Interims -
theaters 350 OM M . übernommen, während in den Rest
sich die Stadt Stuttgart (250 OM M . ) und die Krone
(60 OM M . ) theilen. Die Civillisteverwaltung hat schon
für das laufende Jahr eine Erhöhung des vor dem Brand
zu 343126 M . veranschlagten Betriebsdefizits des Hof-
theaters auf 528 670 M . , und für die ganze Zeit , während
welcher man auf das Jnterimstheater angewiesen sein
wird — etwa fünf Jahre — eine jährliche Erhöhung des
Betriebsdesizits um 70 OM M . in Rechnung zu nehmen .Wollte man auch alle die weiteren Leistungen auf die
Civillisteverwaltung allein legen , so würden ihr uner -
schwingliche Opfer aufgebürdet. Die Betheiligung des
Staats an der Errichtung des Jnterimstheaters hat außer -
dem den Vortheil, daß die Erstellung des endgiltigen
Theaters weniger übereilt werden muß, wodurch unter
Umständen das Bauwesen erheblich billiger ausgeführtwerden kann . Der Kostenantheil des Staats für das
Jnterimstheater ist vorschußweise auf Restmittel über -
nommen werden. Die Zustimmung der Stände zu die-
ser Aufwendung wird seinerzeit gleichzeitig mit der
Exigenz für den endgiltigen Theaterneubau eingeholtwerden .

Elsaß-Lothringischer Krieger-Landesverband.
-Z- Straßburg , 6 . Juni .

Dem Elsaß - Lothringischen Krieger -Lan -
desverband gehörten am 1 . Januar 1902 , dem er-
schienenen Jahresberichte des Verbandes zufolge, 216
Vereine mit 595 Ehren- und 22 386 ordentlichen, zusam¬
men 22 981 Mitgliedern an ; unter den letzteren befanden



sich 599 Offiziere und 12 658 eingeborene Elsaß -Lo¬
thringer . Im Laufe des Jahres 1901 sind dem Verbände
neu hinzugetreten 9 Vereine mit 698 Mitgliedern . Es
bestanden am Schlüsse des vergangenen Jahres 6 Be¬
zirke und 1 Kreiskriegerverband : Bezirk Ober - Elsaß
mit dem Sitze in Colmar , 60 Vereine mit 4927 Mit¬
gliedern , darunter 3126 eingeborene Elsaß -Lothringer ;
Bezirk Unter - Elsaß mit dem Sitze in Straß -
bürg , 72 Vereine mit 7166 Mitgliedern , darunter 6016
eingeborene Elsaß -Lothringer ; Bezirk Lothringen
mit dem Sitze in Metz , 46 Vereine mit 4660 Mitglie¬
dern , darunter 1811 eingeborene Elsaß -Lothringer ; Be¬
zirk Saar - Wasgau mit dem Sitze in Saarge¬
münd , 20 Vereine mit 1646 Mitgliedern , darunter 1239
eingeborene Elsaß -Lothringer ; Bezirk Diedenhofen
mit dem Sitze in Diedenhofen , 20 Vereine mit 1640
Mitgliedern , darunter 672 eingeborene Elsaß -Lothringer ;'
Kreiskriegerverband Straßburg , 8 Vereine mit 2864
Mitgliedern , darunter 895 eingeborene Elsaß -Lothringer .
Die Bildung neuer Vereine schreitet besonders auf dem
Platten Lande und in den kleineren Städten rüstig vor¬
wärts . Schutzherr des Verbandes ist der Kaiserliche
Statthalter . Erster Vorsitzender ist zur Zeit Ge¬
neralmajor z. D . Deurer .

Nach dem Kassenabschluß des Jahres 1901 ergab sich
ein Verbandsvermögen von 83 671 M . Hierzu treten die
Kassenbestände der Bezirke mit 4371 M . und das Ver¬
mögen der Vereine , welches sich in baaren Kassenbestän¬
den , Jnventarien und Immobilien auf 611434 M . be¬
ziffert . Das gesammte Vermögen , über welches das
Kriegervereinswesen des Landes am Ende des Jahres
1901 verfügen konnte , berechnet sich hiernach auf 699 376
Mark .

Die Zusammensetzung des Verbandes bedingt es, daß
dem Unterstützungswesen von allen seinen Gliedern un¬
ausgesetzt die größte Aufmerksamkeit gewidmet werden
muß . Die Fürsorge für diejenigen Kameraden , welche
ohne eigenes Verschulden vorübergehend in Noth ge-
rathen sind, wird von den Bezirks - und Vereinsvorstän¬
den ausgeübt . Bei dauernder Hilfsbedürftigkeit tritt die
Verbandsstiftung für Witwen und Waisen , sowie zur
Unterbringung arbeitsunfähiger Kameraden ein , welche
feste Pensionen von jährlich 60 bis 200 M . zahlt . Die
Stiftung besteht seit 8 Jahren und hat in dieser Zeit
40 965 M . , im letzten Jahre 8626 M . gezahlt . Die Ein¬
nahmen derselben fließen hauptsächlich aus Samm¬
lungen , sind mithin zufällige ; jedoch ist es der Stiftung
gelungen , durch eine von der Regierung genehmigte
Lotterie einen Vermögensstand von 61033 M . anzu¬
sammeln .

Münznachbildungen auf Waarenverpackungen.
8KL . In neuerer Zeit sind im Handel mit einzelnen Waaren -

xattungen vielfach Münznachbildungen auf Blechdosen ,
staniolpapierumhüllungen und anderen Verpackungen aufge-
aucht . Die Königlich Sächsische Regierung , welche die
nehrfach bei ihr eingegangenen Gesuche um Ertheilung der
msdrücklichen Erlaubnis zur Anbringung solcher Münzen¬
rachbildungen bisher abschlägig beschieden hat , ist an die
lleichsverwaltung mit der Anregung herangetreten ,
>ie Zulässigkeit derartiger Nachbildungen von Reichsmünzen
U prüfen und auf eine einheitliche Praxis im gesummten
Reichsgebiete hinzuwirken. Bei den daraufhin eingeleiteten
Verhandlungen ist das Bedürfniß , solchen Münzennachbildungen
ntgegenzutreten , allseitig anerkannt und hinsichtlich der in die-
er Beziehung vorhandenen strafgesetzlichen Unterlagen folgen-
>es festgestellt worden :

1 . In Fällen , in denen der Mißbrauch zu Münz -
» erfälschungen führen kann , werden die Bestim-
nungeu des Reichsstrafgesetzbuchs eine genügende Handhabe
Mm Einschreiten bieten.

2 . Insoweit die Münznachbildungen einen geldgleichen
>der geldähnlichen Charakter nicht haben und
>aher die Gefahr einer Münzverfälschung nicht vorliegt , bietet
ne Bestimmung des § 360 Nr . 7 des Strafgesetzbuchs, welche
>en unbefugten Gebrauch der Abbildung des Kaiserlichen
Wappens unter Strafe stellt , die Möglichkeit , gegen die Ver-
vendung der Prägeformen des Reichs auf Waarenverpackungen
inzuschreiren. Nun ist zwar den deutschen Fabrikanten die
Verwendung des Kaiserlichen Adlers zur Bezeichnung von
Vaaren oder Etiketten unter Ausschluß der Form des Wappeu-
childes gestattet, (Allerhöchster Erlaß vom 16 . März 1872,
lleichsgesetzblatt Seite 90 ; Bekanntmachung des Reichskanzlers
>om 11 - April 1872 , Reichsgesetzblatt S . 93 ) . Diese Erlaub -
nß bezieht sich aber nicht auf die Krone. Wer also den Reichs¬
adler in der auf den Reichsmünzen üblichen Form ' des Wap¬
pens , das heißt in Verbindung mit der Krone nachbildet,
nacht sich wegen unbefugter Abbildung des Kaiserlichen Wap-
>ens nach Z 360 Nr . 7 strafbar .

Stach der vorstehend entwickelten Rechtsauffassung sollen fortan
besuche um Ertheilung der Erlaubniß zur Anbringung von
Nünznachbildungen auf Waarenverpackungen abschlägig be-
chieden werden. Darüber hinaus wird gegen solche Nach¬
bildungen auf Grund der angeführten Strafbestimmungen
ingeschritten werden können .

Was die Kopfseite (Avers) der Münzen anlangt , welche das
lildniß des Landesherrn oder das Hoheitszeichen der freien
flädte trägt , so fehlt es, soweit nicht die Vorschriften des
Strafgesetzbuchs zur Verhütung von Münzfälschungen in Be¬
richt kommen, und abgesehen von den Landeswappen der freien
-tädte , dessen unbefugter Gebrauch nach 8 360 Nr . 7 strafbar
M zur Zeit an einer reichsgesetzlichen Handhabe zur Verhin-
erung der Nachbildung. Zu einer Ergänzung der Reichsgesetze
chemr ledoch vorläufig kein Bedürfnitz vorzuliegen. Es wird
oraussrchtlich genügen, wenn die Fabrikanten darauf hinge-
stflen werden, dag du Nachbildung auch des landesherrlichen
ich? verträglich

^
ist.

^ E der öffentlichen Ordnung

Kinanzielle Wundschau.
-o - Frankfurt , 6 . Juni .

Die vergangene Woche hat wieder einmal die alte Erfahrung !
estätigt , daß die Börse sich weit mehr durch Zukunftshoff- !
ungen stimuliren läßt , als durch einmal vollendete Thaisachen. ,
Der nun endlich herbeigeführte Friede in Südafrika

at auf die Kurse nicht in der Weise gewirkt, als man vielfach !

Haussebewegung einzutreten , und es fanden im ersten Augen¬
blick namhafe Meinungskäufe statt . Man eskomptirte die ver¬
änderte Zukunft in einer Höherbewerthung der Bankaktien,
Montan - und Jndustriepapiere . Nun ist es ja bekannt, daß
eine Reihe unserer Banken an großen Minengesellschaf¬
ten in Transvaal interessirt ist, denen die wieder¬
beginnende Friedensära direkte Vortheile bringen wird . Auch
die Industrie darf zweifellos ^darauf rechnen , daß ihr aus
dem wiedergewonnenen Absatzgebiet Bestellungen zufließen wer¬
den , aber es liegt auf der Hand , daß die Aufträge in erster
Linie nach England und an zweiter Stelle vielleicht nach
Amerika zur Vergebung gelangen . Immerhin wird auch
Deutschland auf einen Theil von Ordres rechnen dürfen,
zumal größere Minenunternehmungen unter deutscher Kontrole
stehen . Namentlich die Dynamit - , Cement - , Chemische
und Textilindustrie glauben , daß sie nach dem hergestellten
Frieden nunmehr wieder in bessere Betriebsverhältnisse kommen
werden. Dagegen sollen die Aussichten für die Elektrizi¬
tätsindustrie wenigstens gegenwärtig noch nicht so viel¬
versprechend sein, als man erwartet hatte .

Große Hoffnungen werden natürlich darauf gesetzt, daß die
Eisenindustrie mit der Zeit wieder in eine Hausseperiode
eintreten werde. Aber man mutz sich gegenwärtig halten , daß
das Alles nicht im Handumdrehen geschehen kann, daß nicht
auf die Depression unmittelbar Hochkonjunktur folgen kann.
Bis die Folgen der politischen Umwälzung sich auf wirth -
schaftlichem Gebiete geltend machen , wird in allen Fällen
längere Zeit verstreichen . Aus solchen Erwägungen hat man
allmählich die Neuordnung der Verhältnisse etwas kühler auf -
gefaßt , und gegenüber der anfänglichen Steigerung trat wie¬
der eine Abschwächung ein . Das konnte um so weniger aus -
bleiben, als die Haltung des Londoner Platzes den
Erwartungen ganz und gar nicht entsprochen hat . Das Pub¬
likum zeigte nicht die geringste Neigung für Minen Shares
in weiterem Maße kaufend aufzutreten , während andererseits
die großen Unternehmen den Augenblick für gekommen erach¬
teten , um mit ihren Engagements aufzuräumen . So ist die
seltsame Erscheinung zu verzeichnen , daß unmittelbar nach
dem Frieden die Minen Shares , deretwegen der Krieg eigent¬
lich geführt wurde , stärker zurückgegangen sind . Aber bei
näherem Zusehen ist diese Entwicklung insofern verständlich, als
die Kurse der führenden Minenaktien schon vorher auf ein
Niveau hinaufgewirbelt worden waren , welches dasjenige vor
dem Krieg übertraf .

Die Stimmung flachte im späteren Verlauf der Woche auch
deshalb ab, weil New - Dork wegen der Ausbreitung des
Kohlenarbeiter st reiks sich in ungünstiger Verfassung
befindet.

Geld bleibt anhaltend flüssig. In Verbindung mit dem
Umstande, daß Englische Konsols ein beträchtlich höheres
Niveau erreicht haben und auch die französische Rente
in der Erwartung einer Konversion der 3V - Proz . Titres nach
oben gravitirten , werden die heimischen 3 Proz . Obligationen
beträchtlich höher bezahlt . Von den ausländischen Papieren
waren Russen und Ungarrente begehrt, wobei darauf
hingewiesen wurde , daß letztere in London eingeführt werden
sollen .

Italiener werden anhaltend für das Heimathländ ge¬
kauft, weil man die Konversion näher gerückt glaubt . Starke
Bewegung machte sich für Portugiesen geltend, worin
für Pariser Rechnung Meinungskäufe ausgeführt wurden.
Wesentlich erholt sind Rumänier , während Argen¬
tinier ihren höchsten Stand nicht .

'behaupten konnten. Chi¬
nesen wurden viel beachtet .

Auf dem Gebiete der Transportwerthe sind Staatsbahn
als höher zu nennen , weil auf 's Neue Verstaatlichungsgerüchte
in Umlauf kamen. Lombarden sind eher geschwächt, ob¬
gleich von der Verstaatlichung einer Strecke der Südbahn die
Rede ist . Jtalienis -che Bahnen sind schwächer. Wie
übrigens verlautet , soll jetzt zwischen den Bahngesellschaften
und der Regierung ein Abkommen zu Stande gekommen sein,
welches die Quotisirung der Gehaltserhöhungen bis zu Ende
der Vertragsdauer regelt .

Heimisch eBahnen sind schwächer, weil die Maiergeb¬
nisse weniger befriedigend auszufallen scheinen .

Schifffahrtsaktien abgeschwächt .
Größeres Interesse gab sich für Kohlen Papiere kund ,

die wegen der besseren Absatzverhältnisse und auf Grund von
Gerüchten über Zechenfusionen von vielen Seiten gekauft wur¬
den . Der höchste Kurs blieb aber nicht behauptet, da die
Fusionsgerüchte später wieder als unrichtig bezeichnet wurden .

Privatdiskont : 2V - Proz .
Nachstehend unsere Tabelle '

3 ' /sitz Deutsche Retchsanleihe
IO /
3 '/z°,tz Preußische Konsols
3 °/°
4°/, Baden v . 1901
3 ' /./tz Badische Obl . abgestemvelt
3 ° ,tz Badische Obligationen
4 °/» Italienische Rente
4" / , Oest. Goldrente
4°/» ,/ Staatsrente
4 °/o Ungarische Goldrente
4"st Ungarische Staatsrente
4°st Spanier
4° tz Argentinier
Oesterreichische Kreditaktien
Diskonto-Kommandttantheile
Oesterr . Staatsbahn -Aktien

„ Lombardische Aktien
Gotthardaktien
Psälz . Max
Psälz . Nord
Laurahütte -Aktien
Bochumer Bergbauaktien
Harpener Bergbauaktien
Gelsenkircher Bergbauaktien

30 , Mai . 6 . Juni .
10195 102 05

92 .- 93 —
101 .90 101 .95
9190 92 .55

105 .10 105,40
160 — 100,05
92 .- 92,30

102 90 102,70
102,80 103 .—
100,15 100 .15
101,60 10160
98 30 98 25
79 - 81 .—
70 .— 71,45

21850 216.50
189 .80 186 90
14910 150 70
15,30 19,—

168,50 168,50
141,60 140 .75
134,19 134 .50
208 — 205 .25
200 50 198 .40
178, - 178 .60
172 .— 172,80

GroMrrzoglhuin Baden.
Karlsruhe , 7 . Juni .

* Eine badische städtische Arbeitsnachweisan¬
stalt hat im Anschluß an ein in Leipzig eingehaltenes Ver¬
fahren , wonach die Polizeibehörde auf Ansuchen des Vereins
für Arbeitsnachweis gedruckte Hinweise auf die weibliche Ab¬
theilung des Vereins in die Dienstbücher einklebt, sowie ge¬
druckte Plakate mit demselben Hinweis in den polizeilichen
Meldestellen aushängt , an zuständiger Stelle in Anregung
gebracht, es möchte ein ähnliches Verfahren auch im Großher¬
zogthum Baden eingeführt werden. Amtliche Erhebungen haben
ergeben, daß in der That das Polizeiamt in Leipzig sich auf
Ansuchen bereit erklärt hat , in denjenigen Zimmern des Melde-
"fnss , in welchen sich das Gesinde zu melden hat , sowie in den25 Bezirksmeldestellen ein Plakat , in dem auf die Thätigkeit

.? s,rpzig bestehenden öffentlichen unentgeltlichen Arbeits -
nachweges für weibliche Dienstboten hingewiesen wird , aus¬zuhangen und in die Gemeindedienstbücher einen den gleichenHtnwers enthaltenden gedruckten Zettel einkleben zu lassen .

Die Zettel werden in alle Dienstbücher, die zum ersten M<tdem Polizeiamt vorgelegt werden, ohne Unterschied , ob di«im Meldeamt oder einer der Bezirksmeldestellen geschieht , du«den bearbeitenden Meldebeamten ohne weiteres eingeklebt.Wie wir erfahren , hat jetzt das badische Ministerium dejInnern gestattet, daß ein entsprechendes Plakat , in welche«,auf die , soweit dies der Fall , vollständig kostenlose Stellenver¬mittlung der badischen Arbeitsnachweise, sowie darauf hinge¬wiesen ist, daß in beinahe allen größeren Städten Deutschlandsgemeinnützige Arbeitsnachweisanstalten bestehen , in dem Melde¬bureau oder an sonstigen polizeilichen Meldestellen ausgehängswird . Dagegen erachtet es für richtiger, von dem Einklebender einen derartigen Hinweis enthaltenden Zetteln in dieDienstbücher selbst abzusehen, da diese Dienstbücher » zweik-mähigerweife auf den ihnen gesetzlich zugewiefenen Inhalt be¬schränkt bleiben.

* In dem Reichsrechnungsjahr 1901 wurden von i«Baden hergestellten Spielkarten in den Verkehr gebrachtund versteuert : 11 216 Spiele von 36 oder weniger Blättern
( gegen 8434 im Vorjahre ) und 392 Spiele von mehr als 3gBlättern ( gegen 140 im Vorjahre ) . Vom Auslande wurdeneingeführt und im Großherzogthum versteuert 786 Spiele von36 oder weniger Blättern ( gegen 653 im Vorjahre ) und 188von mehr als 36 Blättern (gegen 41 im Vorjahre ) .

* Bei der Landesverftcherungsanstalt Badensind im Monat Mai 19 0 2 491 Rentengesuche (34Alters - uyd 357 Invaliden - bezw . Krankenrentengesuche ) ein-
gereicht und 422 Renten (24 382 -st 16) bewilligt worden. Eswurden 54 Gesuche (3 -st 51) abgelehnt, 349 (20 -st 929 ) bliebenunerledigt . Außerdem wurde im schiedsgerichtlichen Verfahren1 Invalidenrente zuerkannt. Bis Ende Mai 1902 sind inrganzen 33345 Renten (8441 Alters -, 24 436 Invaliden - und468 Krankenrenten) bewilligt bchiehungsweise zuerkannt worden.Davon kamen wieder in Wegfall : 14 639 (4 670 -st 9 619 -st 3S0),so daß auf 1 . Juni 1902 : 18 706 Rentenempfänger vorhandensind (3 771 Alters - , 14 817 Invaliden - und 118 Krankenrentner).Verglichen mit oem 1 . Mat 1902 hat sich die Zahl der Renten¬empfänger vermehrt um 202 (—13 Alters -, -st212 Jnvaliden -und -st3 Krankenrentner) . Die Rentenempfänger beziehenRenten im Gesammtjahresbetrage von 2 536 769 M . 80 Pf .(mehr seit 1 . Mai 1902 31 269 M , 38 Pf .) . Der Jahresbetragfür die im Monat Mai 1902 bewilligten 24 Altersrenten be¬rechnet sich auf 3 726 M . 60 Pf ., für 383 Invalidenrenten auf57108 M . 80 Pf . und für 16 Krankenrenten auf 2 528 M.40 Pf ., somit Durchschnitt für eine Altersrente 155 M . 27 Pf .,für eine Invalidenrente 150 M . 92 Pf ., für eine Kranken¬rente 158 M . 03 Pf . Für sämmtliche bis 1 . Januar 1902bewilligten Renten betrug der durchschnittliche Jahresbctrageiner Altersrente 133 M . 82 Pf ., einer Invalidenrente 134 M.53 Pf ., einer Krankenrente 150 M . 13 Pf . Bettragserstattungenwurden im Monat Mai 1902 angewiesen: infolge Hetrathweiblicher Versicherter in 449 Fällen 17168 M . , infolge Todes

versicherter Personen in 66 Fällen 3 954 M . , infolge UnfallsVersicherter Personen in 1 Fall 72 M .

^ ( Aus dem Polizeibericht . ) Gestern morgen7 Uhr hat sich ein 17 Jahre alter Hausbursche aus Minnseldin selbstmörderischer Absicht und vermuthlich in einem Anfallvon Geistesstörung in den Stadtgartensee gestürztewo er von Stadtgartenarbeitern sofort wieder herausgezogenwurde. — Wegen Körperverletzung wurden sechs Metz¬gerburschen angezeigt, weil sie am 1 . d . M . in einer Garten -
wirthschaft der Oststadt gemeinschaftlich einen Taglöhner soschwer mißhandelten , daß er sich im städtischen Krankenhaus der--binden lassen mußte . — Ein 18 Jahre alter Kellner, welchereinige Tage in einem hiesigen Hotel in Stellung war , hat sichin der Nacht zum 8 . d . M . heimlich geflüchtet und seinem Prin -zival 52 M , unterschlagen.

^ ( Die Feldartillerie - Regimenter Nr . 14und 50 ) sind heute früh zwischen 6 und 7 Uhr nach dem UTruppenübungsplatz Griesheim bei Darmstadt zur Schieß- I !
Übung abgcreist. M,

Literatur.
. * „ Der Bezirksrath , seine Ernennung und Thätig¬keit .

" Systematisch dargestellt von vr , H . Kiefer , Großh.bad. Oberamtmann . Nach einem historischen Ueberblick in der
Einleitung behandelt der Verfasser in dem soeben im Verlagder G . Braun ' schen Hofbuchdruckerei erschienenemBuche in übersichtlicher Form die Organisation der Bezirks-räthe in Baden . Zunächst ist der Ernennung respektive der
Wahl der Bezirksräthe ein Kapitel gewidmet. Im Weiteren
ist eingehend das Bezirksrathskollegium besprochen (der Be¬
zirksrath als Verwältungsgericht erster Instanz und seineMitwirkung bei der staatlichen Verwaltung ) . Ferner werdendie Funktionen der einzelnen Bezirksrathsmitglieder in ihrenDistrikten auseinander gesetzt. Als Anhang ist ein Verzeichnißder Anzahl der Bezirksrähe für die einzelnen Amtsbezirke desLandes beigefügt.

* Im Gebiete der deutschen Rechtschreibung Hai
sich soben ziemlich geräuschlos ein einschneidender Fortschritt
vollzogen . Es haben sich nämlich die sämmtlichen deutschen
Bundesregierungen über die Einführung einer ein->
heitlichen deutschen Rechtschreibung sowohl in den Schulen ,wie auch im amtlichen Verkehre geeinigt , und sowohl
Oesterreich als die Schweiz haben die gleiche Recht-,
schreibung angenommen . Es ist hierdurch auf diesem Gebiete«auf dem bisher Verwirrung herrschte, mit einem Mal Ord¬
nung hergestellt worden, was im Interesse zumal der deutschen
Jugend freudig zu begrüßen ist . Man mag über die zur Eine
sührung gebrachte Rechtschreibung, insbesondere über dis
durchgängige Beseitigung des th in allen deutschen Worten
( also auch in Turm , Tal , Tor , Tür u . s. w . ) denken wie manwill ; man mag auch bedauern , daß die Reform nicht in dey
Beseitigung mancher wissenschaftlich nicht zu begründender!
Eigenthümlichkeiten der bisherigen Rechtschreibung weiter ge¬
gangen ist : die Herstellung der Einheitlichkeit wiegt
doch schließlich die Bedenken über das „Wie " auf . Gymnasial¬direktor Or - Duden , der sich um die orthographische Ange¬
legenheit seit Jahren redlich bemüht und auch der unter Mit -«
Wirkung eines österreichischen Delegirten vom 17 . bis 19. Juni1901 in Berlin tagenden orthographischen Konferenz beige¬
wohnt hat , hat soeben im Verlage von C. H. Beck in Mün¬
chen unter dem Titel „Die deutsche Rechtschreibung
nebst Jnterpunktionslehre und ausführ¬
lichem Wörterverzeichniß nach den fü <
Deutschland , Oesterreich und die Schweiz
giltigen Regeln " eine trefflich Darstellung der Grund¬
züge der neuen Rechtschreibung veröffentlicht ; das beigegebenS
Wörterverzeichniß kann als vollständig genügend bezeichnet
werden. Das hübsch ausgestattete Buch , das nur 80 Pf . kostet,
dürfte nicht nur der Schule , sondern auch Behörden, Geschäftŝ
leuten , Beamten , Schriftstellern u . f . w . willkommen sein.

öerantwortftcher Redakteur : Julius Kat , m Karlsruhe.
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